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insbes. insbesondere 
iVm in Verbindung mit 
JA Juristische Arbeitsblätter 
JuS Juristische Schulung, Zeitschrift 
JZ Juristenzeitung, Zeitschrift 
KSchG Kündigungsschutzgesetz 
LAG Landesarbeitsgericht 
LAGE Entscheidungen der Landesarbeitsgerichte, Entscheidungssammlung 
MDR Monatsschrift  für Deutsches Recht, Zeitschrift 
mwN mit weiteren Nachweisen 
NJW Neue Juristische Wochenschrift,  Zeitschrift 
Nr. Nummer 
NZA Neue Zeitschrift  zum Arbeitsrecht 
OLG Oberlandesgericht 
ÖTV Gewerkschaft  Öffentliche  Dienste, Transport und Verkehr 
PC Personal Computer 
PersVG Personalvertretungsgesetz 
PVG BP Personalvertretungsgesetz für die Bereitschaftspolizei 
RdA Recht der Arbeit, Zeitschrift 
RdNr. Randnummer 
RG Reichsgericht 
S. Seite, Satz 
SAE Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheidungen, Zeitschrift 



Abkürzungsverzeichnis 

StGB Strafgesetzbuch 
TVG Tarifvertragsgesetz 
u.U. unter Umständen 
usw. und so weiter 
Verf. Verfasser 
vgl. vergleiche 
WahlO Wahlordnung 
WM Wertpapier-Mitteilungen, Zeitschrift 
WRV Weimarer Reichsverfassung 
z.B. zum Beispiel 
ZfA Zeitschrift  für Arbeitsrecht 
ZIP Zeitschrift  für Wirtschaftsrecht 
zit.: zitiert 

Im übrigen wird auf H. Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 
3. Aufl., 1983, verwiesen. 
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I. Hintergrund der Thematik 

Die deutschen Gewerkschaften sind immer noch stark und mächtig. Sie erreich-
ten 1999 einen Organisationsgrad von 33 % aller beschäftigten Arbeitnehmer und 
Beamten.1 Der DGB mit seinen Einzelgewerkschaften hatte 1998 8,3 Mil l ionen 
Mitglieder und vereinigte 81 % aller organisierten Arbeitnehmer auf sich. Die 
DAG mit 480.000 Mitgliedern umfaßte 4,7 % aller Gewerkschaftsmitglieder,  der 
CGB mit 303.000 Mitgliedern 3 %. Im Deutschen Beamtenbund waren mit 1,2 
Mil l ionen Mitgliedern 11,5 % aller Gewerkschaftsmitglieder  organisiert.2 

So beeindruckend diese Zahlen wirken mögen, die Gewerkschaften sind in der 
Krise. Zwar brachte die Wiedervereinigung vor allem den DGB-Gewerkschaften 
einen kräftigen Mitgliederzuwachs von 7,9 Mil l ionen Mitgliedern in 1990 auf 11,8 
Mil l ionen in 1991.3 1994 war die Mitgliederzahl der DGB-Gewerkschaften jedoch 
schon wieder unter die 10-Millionen Grenze gesunken.4 Ahnlich starke Verluste 
mußte auch die D A G hinnehmen.5 Stabil blieben die Mitgliederzahlen des CGB; 6 

der Deutsche Beamtenbund konnte sogar noch Mitglieder hinzugewinnen.7 

1998 waren insgesamt 10,2 Mil l ionen Menschen gewerkschaftlich organisiert8 -
seit 1991 verloren die Gewerkschaften damit ca. 3,5 Mil l ionen Mitglieder.9 Al lein 
die IG Metall als größte Einzelgewerkschaft  im DGB verlor seit 1995 240.000 Mit -

1 Löwisch,  Arbeitsrecht, RdNr. 183. 
2 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1999, S. 732; (Die dortigen 

Angaben über die Mitgliederzahlen beruhen auf den Angaben der betreffenden  Gewerkschaf-
ten). 

3 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759. 
4 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1996, S. 726. 

Die Mitgliederzahlen der DBG-Gewerkschaften seit 1990 (Quelle : Statistisches Jahrbuch für 
die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759; 1999, S. 732) stellen sich folgendermaßen 
dar: 1990: 7.937.923 Mitglieder; 1991: 11.800.412 Mitglieder; 1998: 8.310.783 Mitglieder. 

5 1990: 573.398 Mitglieder; 1991: 584.775 Mitglieder; 1998: 480.225 Mitglieder (Quelle: 
Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759; 1999, S. 732). 

6 1990: 309.364 Mitglieder; 1991: 310.831 Mitglieder; 1998: 303.087 Mitglieder (Quelle: 
Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759; 1999, S. 732). 

7 1990: 799.003 Mitglieder; 1991: 1.053.001 Mitglieder; 1998: 1.184.149 Mitglieder 
(Quelle: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759; 1999, 
S. 732). 

8 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1999, S. 732. 
9 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 759; 1999, S. 732. 
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glieder, obwohl in derselben Zeit durch Fusion noch 175.000 Mitglieder dazuge-
kommen waren. 10 

Gründe für diese sinkenden Mitgliederzahlen sind, daß die Gewerkschaften in 
den neuen Bundesländern nicht alle Mitglieder halten konnten, die sie in der Wen-
dezeit dazugewonnen hatten, und teilweise auch die hohe Arbeitslosigkeit. Zudem 
verliert das produzierende Gewerbe mit traditionell hohem Organisationsgrad an 
Bedeutung zugunsten des Dienstleistungsgewerbes.11 Dieser Entwicklung versu-
chen die Gewerkschaften mit der Großfusion von Einzelgewerkschaften - ein-
schließlich der D A G - zur Dienstleistungsgewerkschaft  verdi  Rechnung zu tragen. 

I I . Problemstellung 

In dieser Situation rücken auch die Werbemöglichkeiten der Gewerkschaften im 
Betrieb wieder in den Blickpunkt. Dieses Thema hatte ab 1965 die Rechtswissen-
schaft beschäftigt; vor allem Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre 
war es zu starken Kontroversen gekommen. 

Hintergrund dieser Kontroversen war vor allem die zunehmend restriktive 
Rechtsprechung des BAG zur Mitgliederwerbung der Gewerkschaften im Betrieb 
gewesen. Hatte das BAG zunächst die Werbe- und Betätigungsmöglichkeiten der 
Gewerkschaften noch gestärkt,12 so hatte es ab der Entscheidung vom 
08. 12. 1978 1 3 - zur Wahl der gewerkschaftlichen Vertrauensleute im Betrieb - eine 
deutliche Trendwende14 eingeleitet: Das BAG stützte sich auf die vom BVerfG 1 5 

zu Art. 9 Abs. 3 GG entwickelte Kernbereichslehre, vor allem auf das Unerläßlich-
keitskriterium als Teil der Kernbereichslehre, und fragte bei jeder Maßnahme einer 
Gewerkschaft,  ob diese unerläßlich sei. Wenn das nicht der Fall war, wies es die 
Klage der Gewerkschaft  umstandslos ab. 

Dieser Rechtsprechung hat das BVerfG in seinem Beschluß vom 14. 11. 199516 

eine deutliche Absage erteilt.17 Das BVerfG hob eine auf das Unerläßlichkeitskri-
terium gestützte Entscheidung des B A G 1 8 auf. Der Schutzbereich von Art. 9 
Abs. 3 GG sei nicht, wie das BAG meine, auf das Unerläßliche beschränkt. Es gab 

10 Süddeutsche Zeitung vom 08. 10. 1999, S. 2. 
11 Löwisch,  Arbeitsrecht, RdNr. 182 - Verallgemeinerungen sind allerdings schwierig, wie 

der Mitgliederzuwachs des Deutschen Beamtenbundes zeigt. 
12 Vgl. BAG 14. 02. 1967 EzA Nr. 2 zu Art. 9 GG; BAG 14. 02. 1978 EzA Nr. 25 zu 

Art. 9 GG. 
13 BAG 08. 12. 1978 EzA Nr. 28 zu Art. 9 GG. 
14 Hanau,  ArbRdGgw, Bd. 17 (1980), S. 37. 
15 Vgl. z. B. BVerfG 26. 05. 1970 E 28 S. 295. 
16 BVerfG 14. 11. 1995 EzA Nr. 60 zu Art. 9 GG. 
17 Hanau,  ZIP 1996, S. 447. 
is BAG 13. 11. 1991 AP Nr. 7 zu § 611 BGB Abmahnung. 
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dem BAG auf, die Lösung jeweils über eine Abwägung mit entgegenstehenden 
Grundrechten des Arbeitgebers zu suchen. 

Viele Probleme, die auf Grundlage der Rechtsprechung des B A G gelöst zu sein 
schienen, sind damit wieder offen. 19 

I I I . Ziel der Arbeit 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Rechte der Gewerkschaften auf Werbung 
und Betätigung im Betrieb auf Grundlage der Vorgaben des BVerfG zu untersu-
chen. Bei „klassischen" Problemfeldern  wie ζ. B. der Wahl der Vertrauensleute im 
Betr ieb 20 oder dem koalitionsrechtlichen Zugangsrecht der Gewerkschaften zum 
Betrieb,21 aber auch bei voraussichtlich neu auftretenden Problemfeldern  wie der 
Benutzung von E-Mail-Systemen des Arbeitgebers soll ermittelt werden, welche 
Rechte die Gewerkschaften für sich in Anspruch nehmen können. Das heißt, daß 
jeweils - unter Berücksichtigung des bisherigen Meinungsstandes - das Betäti-
gungsrecht der Gewerkschaften gem. Art. 9 Abs. 3 GG mit entgegenstehenden 
Grundrechten Dritter, insbesondere des Arbeitgebers, abzuwägen ist. Nicht Thema 
der Arbeit sind die Rechte der Gewerkschaften in der Betriebsverfassung.  Auf 
diese wird nur dann eingegangen, wenn sie für das Thema der eigennützigen, ko-
alitionsfördernden  Betätigung der Gewerkschaften im Betrieb von Bedeutung sind. 

Die dabei gewonnenen Ergebnisse können nicht mehr sein als Vorschläge: 

„Die in der rechtswissenschaftlichen Diskussion vorgeschlagenen Lösungen haben nur 
den Charakter rechtspolitischer Empfehlungen an das zur Entscheidung zuständige Organ, 
wobei zu hoffen  ist, daß der Lösungsvorschlag siegreich sein wird, der im Vergleich zu 
den übrigen in Betracht kommenden Entscheidungsalternativen am 'vernünftigsten'  und 
'sachgerechtesten' erscheint und sich am besten in das Gefüge der bestehenden normati-
ven Wertentscheidungen einfügt."22 

Den sich aus dieser Funktion als „rechtspolitischer Empfehlung" ergebenden 
Folgerungen: 

„Der Rechtswissenschaft kommt also in diesem Bereich lediglich die Funktion zu, die 
rechtlich denkbaren Entscheidungsalternativen und die sich aus dem Rechtssystem erge-
benden normativen Wertungen, die den Entscheidungsspielraum eingrenzen,  aufzuzeigen, 
um sicherzustellen, daß das juristische, um eine angemessene Problemlösung bemühte Ur-
teil nicht bloß eine von subjektiven Billigkeitserwägungen getragene Gefühlsäußerung, 

19 Hanau,  Die Rechtsprechung zu den Grundrechten der Arbeit, S. 71 (79); Däubler, 
DB 1998, S. 2014 (2015). 

20 Vgl. BAG 08. 12. 1978 EzA Nr. 28 zu Art. 9 GG. 
21 BAG 14. 02. 1978 EzA Nr. 25 zu Art. 9 GG; BVerfG 17. 02. 1981 E 57 S. 220; BAG 

26. 01. 1982 EzA Nr. 35 zu Art. 9 Abs. 3 GG. 
22 Säcker,  Grundprobleme der kollektiven Koalitionsfreiheit,  S. 112. 


